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57/197. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker 

 Die Generalversammlung, 

 erneut erklärend, wie wichtig für die tatsächliche Gewähr-
leistung und Einhaltung der Menschenrechte die universale 
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker ist, 
das in der Charta der Vereinten Nationen verankert und in den 
Internationalen Menschenrechtspakten306 sowie in der in Reso-
lution 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. Dezember 
1960 enthaltenen Erklärung über die Gewährung der Unabhän-
gigkeit an koloniale Länder und Völker festgeschrieben ist, 

 den Umstand begrüßend, dass die unter kolonialer, fremder 
oder ausländischer Besetzung stehenden Völker in zunehmen-
dem Maß das Selbstbestimmungsrecht ausüben und sich zu 
souveränen und unabhängigen Staaten entwickeln, 

 zutiefst besorgt darüber, dass es nach wie vor zu fremder 
militärischer Intervention und Besetzung beziehungsweise zur 
Androhung solcher Handlungen kommt, wodurch das Selbstbe-
stimmungsrecht von Völkern und Nationen unterdrückt zu wer-
den droht oder bereits unterdrückt worden ist, 

 mit dem Ausdruck großer Besorgnis darüber, dass als Folge 
des weiteren Vorkommens solcher Handlungen Millionen von 
Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene heimatlos geworden 
sind beziehungsweise heimatlos werden, und nachdrücklich 
darauf hinweisend, dass konzertierte internationale Maßnah-
men zur Erleichterung ihrer Lage dringend erforderlich sind, 

 unter Hinweis auf die von der Menschenrechtskommission 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung307 und vorangegangenen 
Tagungen verabschiedeten einschlägigen Resolutionen betref-
fend die Verletzung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 
und anderer Menschenrechte infolge fremder militärischer In-
tervention, Aggression und Besetzung, 

 in Bekräftigung ihrer früheren Resolutionen über die uni-
versale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völ-
ker, einschließlich der Resolution 56/141 vom 19. Dezember 
2001, 

 sowie in Bekräftigung ihrer Resolution 55/2 vom 8. Sep-
tember 2000 mit der Millenniums-Erklärung der Vereinten Na-
tionen, die unter anderem für das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker eintritt, die unter kolonialer Herrschaft und ausländi-
scher Besetzung stehen, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs 
über das Selbstbestimmungsrecht der Völker308, 

 1. erklärt erneut, dass die universale Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts aller Völker, einschließlich derjeni-
 
306 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
307 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Sup-
plement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 
308 A/57/312. 

gen, die unter kolonialer, fremder oder ausländischer Herr-
schaft stehen, eine Grundvoraussetzung für die tatsächliche 
Gewährleistung und Einhaltung der Menschenrechte und für 
die Wahrung und Förderung dieser Rechte darstellt; 

 2. bekundet ihre entschiedene Zurückweisung fremder 
militärischer Intervention, Aggression und Besetzung, da diese 
in bestimmten Teilen der Welt zur Unterdrückung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker und anderer Menschenrechte ge-
führt haben; 

 3. fordert die dafür verantwortlichen Staaten auf, ihre 
militärische Intervention in fremden Ländern und Hoheitsge-
bieten und deren Besetzung sowie jede Unterdrückung, Dis-
kriminierung, Ausbeutung und Misshandlung sofort einzustel-
len, insbesondere die brutalen und unmenschlichen Methoden, 
die Berichten zufolge bei der Begehung dieser Handlungen ge-
gen die betroffenen Völker angewandt werden; 

 4. beklagt das Leid der Millionen von Flüchtlingen und 
Vertriebenen, die infolge der genannten Handlungen entwurzelt 
worden sind, und bekräftigt ihr Recht auf freiwillige, sichere 
und ehrenvolle Rückkehr in ihre Heimat; 

 5. ersucht die Menschenrechtskommission, der Frage der 
Verletzung der Menschenrechte, insbesondere des Selbstbe-
stimmungsrechts, als Folge fremder militärischer Intervention, 
Aggression oder Besetzung auch künftig besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen; 

 6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Selbst-
bestimmungsrecht der Völker" über diese Frage Bericht zu er-
statten. 

RESOLUTION 57/198 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 172 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 3 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/555, Ziffer 19)309: 
 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und 
Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Au-
stralien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Be-
 
309 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Anti-
gua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Bahrain, Bangla-
desch, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, 
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Costa 
Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksre-
publik Korea, Deutschland, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien, Eritrea, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guy-
ana, Indien, Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Ju-
goslawien, Kap Verde, Katar, Kenia, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mo-
naco, Mosambik, Namibia, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, 
Österreich, Pakistan, Panama, Polen, Portugal, Sambia, San Marino, Sau-
di-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Soma-
lia, Spanien, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tschechi-
sche Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Arabische 
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland, Vietnam, Zypern und Palästina. 
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nin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte        
d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik 
Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, 
Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische 
Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, 
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemo-
kratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, 
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, 
Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, 
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São 
Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, 
Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri 
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, 
Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, To-
go, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, 
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, 
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Israel, Marshallinseln, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Mikronesien (Föderierte Staaten von), Tonga, Vanuatu. 

57/198. Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbst-
bestimmung 

 Die Generalversammlung, 

 im Bewusstsein dessen, dass die Entwicklung freundschaft-
licher, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechti-
gung und der Selbstbestimmung der Völker beruhender Be-
ziehungen zwischen den Nationen zu den Zielen und Grundsät-
zen der Vereinten Nationen gehört, die in ihrer Charta festge-
legt sind, 

 unter Hinweis auf die Internationalen Menschenrechtspak-
te310, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte311, die Er-
klärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 
Länder und Völker312 sowie die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 auf der Weltkonferenz 
über Menschenrechte verabschiedet wurden313, 

 sowie unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünf-
zigsten Jahrestags der Vereinten Nationen314, 

 ferner unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der 
Vereinten Nationen315, 

 
310 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
311 Resolution 217 A (III). 
312 Resolution 1514 (XV). 
313 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
314 Siehe Resolution 50/6. 
315 Siehe Resolution 55/2. 

 unter Hinweis auf die dringende Notwendigkeit der Wie-
deraufnahme der Verhandlungen im Rahmen des Nahostfrie-
densprozesses auf der vereinbarten Grundlage und der raschen 
Herbeiführung einer endgültigen Regelung zwischen der palä-
stinensischen und der israelischen Seite, 

 in Bekräftigung des Rechts aller Staaten der Region, in 
Frieden innerhalb sicherer und international anerkannter Gren-
zen zu leben, 

 1. bekräftigt das Recht des palästinensischen Volkes auf 
Selbstbestimmung, einschließlich des Rechts auf einen unab-
hängigen Staat Palästina; 

 2. fordert alle Staaten sowie die Sonderorganisationen 
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen nach-
drücklich auf, das palästinensische Volk im Hinblick auf die 
baldige Verwirklichung seines Selbstbestimmungsrechts auch 
weiterhin zu unterstützen und ihm dabei Hilfe zu gewähren. 

RESOLUTION 57/199 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 127 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 42 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556, Add.1, Ziffer 31)316: 
 Dafür: Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Bahrain, Barbados, Belarus, Belgien, Benin, 
Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, 
Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik 
Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, 
Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, 
Haiti, Honduras, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jemen, Jordanien, Jugo-
slawien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kirgisistan, Kiribati, Ko-
lumbien, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, Mikrone-
sien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Namibia, Nauru, 
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Mol-
dau, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Prínci-
pe, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Suri-
name, Swasiland, Tadschikistan, Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Tu-
valu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Zypern. 
 Dagegen:  Marshallinseln, Nigeria, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika. 
 
316 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argen-
tinien, Armenien, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, 
Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoi-
re, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, 
Frankreich, Gambia, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea-Bissau, Honduras, Irland, Island, Italien, Jugoslawien, Kap Verde, Kir-
gisistan, Kiribati, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Marshallinseln, 
Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Namibia, Neuseeland, Nicaragua, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, 
Peru, Polen, Portugal, Rumänien, Sambia, Samoa, Schweden, Schweiz, Se-
negal, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Nevis, 
Südafrika, Suriname, Timor-Leste, Tschechische Republik, Ungarn, Urugu-
ay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern. 




